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Vorwort 

Die Abhandlung hat der Rechtswissenschaftlichen Fakultät der Uni-
versität Freiburg i. Br. als Dissertation vorgelegen. Sie wurde im 
Dezember 1971 abgeschlossen und Anfang des Jahres 1973 überarbeitet. 

Absicht der Arbeit ist es, am Beispiel des behandelten Gesetzes 
Kri ter ien zu entwickeln, die allgemein bei Maßnahmen sektoraler und 
auch globaler Wirtschaftsplanung zu sachangemessenen Ergebnissen bei 
deren gerichtlichen Überprüfung  führen können. Dabei sollen auch die 
Grenzen aufgezeigt werden, die dem Gerichtsschutz in diesen Bereichen 
gezogen sind, um daraus institutionelle Konsequenzen zu ziehen. 

Angeregt wurde dieses Thema durch Herrn Professor  Dr. Bullinger, 
dem Erstreferenten  der Arbeit. Herr Professor  Dr. von Simson hat trotz 
starker Belastung durch ein Dekanat das Zweitreferat  übernommen. 
Herr Dr. Joachim von Bargen und meine Frau haben mi r in manchen 
Gesprächen Zweifel erweckt und vor allem auch zu ihrer Uberwindung 
beigetragen. Frau Gerda Eiserbeck hat das Manuskript geschrieben 
und dabei zu einer Beschleunigung der Abwicklung beigetragen. Al len 
Genannten gi l t mein herzlicher Dank. 

Ober-Ramstadt, im Apr i l 1973 
Hanns-Hermann  Seidler 
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Einleitung 

Die Wirtschaftspolitik in der BRD hat während der letzten Jahre 
einen nicht unerheblichen Wandel erfahren.  Galt lange Zeit hindurch 
das Dogma der angeblich freiheitssichernden  Marktrationalität, das der 
als tendenziell totalitär abqualifizierten Verplanung des Marktes ent-
gegengestellt wurde1, so haben sich doch die Forderungen nach stärker 
planhaft orientiertem staatlichen Verhalten in der Wirtschaftspolitik 
immer mehr in den Vordergrund geschoben. 

Ein entscheidender Meilenstein in diesem Entwicklungsprozeß w i r t -
schaftspolitischer Vorstellungen war das Gesetz zur Förderung der Sta-
bi l i tät und des Wachstums der Wirtschaft  vom 9.6.19672 (im folgenden 
Stabilitätsgesetz — StabG — genannt). Es ermöglichte zum erstenmal 
einen gesetzlichen Bezugsrahmen staatlicher Wirtschaftspolitik und schuf 
ein differenziert  anwendbares Instrumentarium zur Beeinflussung des 
Konjunkturablaufs. 

Das Gesetz ist aber nicht nur im Hinblick auf die genannte Entwick-
lung wesentlich, sondern auch deshalb, wei l es weitere Gesetze nach 
sich zog, die nach einem ähnlichen Grundschema strukturiert sind, sich 
nun aber nicht — wie das Stabilitätsgesetz — die Steuerung der glo-
balen Wirtschaftspolitik,  sondern einzelner Wirtschaftszweige und -ge-
biete zur Aufgabe gestellt haben. 

Zu den wesentlichsten und umstrittensten dieser nur im Zusammen-
hang mi t dem Stabilitätsgesetz verständlichen Gesetze zählt das Gesetz 
zur Anpassung und Gesundung des deutschen Steinkohlenbergbaus und 
der deutschen Steinkohlenbergbaugebiete vom 15. 5.19683 ( im folgenden 
Kohle-Gesetz — K G — genannt). Es versucht, eine Neuordnung des 
Steinkohlebergbaus vorzunehmen, um diesem innerhalb des gesamten 
Produktionsbereichs Energie eine Position zu verschaffen,  aus der her-
aus er auch ohne massive staatliche Unterstützimg seinen Platz in einem 
grundsätzlich marktwirtschaftlich  konzipierten Energiesektor behalten 
kann. 

Die u. a. in diesem Gesetz zum Ausdruck kommende Wirtschaftspolitik 
hat eine Fülle zum Teil neuartiger rechtlicher Fragestellungen aufge-

1 Kennzeichnend etwa Ralf  Dahrendorf , Gesellschaft und Demokratie i n 
Deutschland, München 1965, S. 68 f. 

2 BGBl. I , S. 582. 
3 BGBl. I , S. 365. 
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worfen, von denen hier das Problem des individuellen Rechtsschutzes 
bei der staatlich beeinflußten Steuerung des Wirtschaftssektors  Stein-
kohlebergbau herausgegriffen  werden soll. Diese spezielle Problematik 
ist nun allerdings nicht neu, sondern bildete lange Zeit gleichsam den 
Ausgangspunkt der sich um Planung im allgemeinsten Sinn drehenden 
Diskussionen. I m Zentrum stand dabei einmal der Versuch, das Phä-
nomen unter die überkommenen verwaltungs- und staatsrechtlichen 
Kategorien zu subsumieren und zum anderen, die Grundrechte gegen 
staatliche Akt iv i täten zu mobilisieren. Der Denkansatz war also grund-
sätzlich abwehrend, den Staat in seine rechtlichen Schranken weisend. 

Dieser Fragestellung und diesem Ansatz soll hier nicht ausgewichen 
werden; sie allein würde aber die Problematik verkürzen. Genauso 
wichtig erscheint nämlich die Suche nach Formen und Verfahren,  mi t 
denen der notwendige Ausgleich zwischen divergierenden Interessen 
geschaffen  werden kann und in denen sich staatliche Planung nicht als 
freiheitsbedrohender  Moloch, sondern möglicherweise gerade als frei-
heitsstiftendes, Rationalität und demokratische Kontrolle verbindendes 
Element erweist. Zur Gewährleistung dessen ist aber der gerichtsför-
mige Rechtsschutz allein nicht ausreichend. M i t anderen Worten: die 
Arbeit hätte ihr Ziel erreicht, wenn sie ihre eigene, bewußt enge Frage-
stellung überwinden und die Problematik des rein repressiven Rechts-
schutzdenkens aufzeigen könnte. 

Von dieser Basis her soll zunächst nach einer Darstellung der Situation 
und der Konstruktion des Gesetzes untersucht werden, ob und inwie-
weit das Instrumentarium des gerichtsförmigen  Rechtsschutzes Mög-
lichkeiten der Überprüfung  von Maßnahmen auf Grund des Kohle-
gesetzes bietet. Darauf w i rd zu diskutieren sein, ob diese A r t der Uber-
prüfung tatsächlich effektiven  Schutz gewährt, um daraus schließlich 
allgemeine Folgerungen für eine Kontrolle von Planungsprozessen ab-
zuleiten, die nicht nur i n einseitig obrigkeitlicher Verantwortung ver-
standen werden können, sondern sich ebenso als Teilprodukte einer 
demokratisch verfaßten Gesellschaft darstellen. 

Entsprechend dieser Problemstellung bleibt im wesentlichen un-
erörtert, ob das Kohlegesetz selbst mi t der Verfassung vereinbar ist; 
darauf kann nur am Rande eingegangen werden4. Unberücksichtigt 
bleibt auch, daß durch die Gründung der Ruhrkohle AG, die Anfang 
1970 endgültig ihre Arbeit aufnahm und etwa 94 %> der Gesamtförde-

4 Vgl. dazu Hans Schneider , Verfassungsrechtliche  Fragen des Steinkohle-
Anpassungsgesetzes (Rechtsgutachten), m i t einem wirtschafts-wissenschaft-
lichen Beitrag von Wilhelm  Kromphardt , BB 1969, Beilage 2; das BVerfG 
(BVerfGE 29, 83 ff.)  hat eine direkt gegen das Gesetz eingelegte Verfassungs-
beschwerde bereits aus formellen Gründen verworfen. 
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rung im Ruhrgebiet erfaßt 5, zumindest für dieses Gebiet ein großer Tei l 
der nach dem Kohlegesetz möglichen Maßnahmen praktisch obsolet ge-
worden ist. Die Bedeutung des Gesetzes in rechtlicher wie (wirtschafts-) 
politischer Hinsicht rechtfertigt  dennoch seine Behandlung unter Ein-
beziehung sämtlicher darin aufgeführter  Instrumente. 

5 Vgl. dazu Süddeutsche Zeitung vom 23.8.1969, S. 23; zur Entwicklung 
s. Hans-Helmut  Kuhnke , Die Ruhrkohle A G i m Rahmen der Neuordnung 
des Steinkohlenbergbaus, Sonderdruck aus Jahrbuch für Bergbau, Energie, 
Mineralöl und Chemie, Essen 1969. 


